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"Wer die Jugend hat, hat die Zukunft"

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe antifaschistische Freundinnen und Freunde.

Ich habe meine heutige kurze Rede unter das Motto gestellt:"Wer die Jugend hat, hat 
die Zukunft". Dieser Satz mag einerseits etwas banal klingen, aber er beleuchtet 
andererseits die aktuellen Aufgaben und Anforderungen, die im Kampf ür eine 
demokratische und sozial gerechte Gesellschaft, frei von Rassenhass, Ausbeutung und 
Gewalt, auf uns zukommen.
Wenn wir uns die politische Orientierung und die Mentalitätsstruktur von Jugend 
lichen in diesem Lande aktuell anschauen, so finden wir sehr gegenläufige Tendenzen.
Ich möchte beginnen mit den alarmierenden Tendenzen, die nicht nur unsere Auf 
merksamkeit, sondern auch unsere aktive Gegenwehr hervorrufen müssen. 
Beispielsweise können wir feststellen, dass junge Menschen in weit überdurch 
schnittlichem Maße bereit sind, bei Wahlen der NPD ihre Stimme zu geben.
Bei den jüngst stattgefundenen Wahlen in Sachsen-Anhalt wählten ca. 20% der Erst-
und JungwählerInnen diese braune Hasspartei, in Sachsen waren es 15%,
in Thüringen 14%. Und selbst bei den Wahlen im Saarland, bei der die NPD insgesamt 
unter einem Prozent blieb, waren es bei den Erst- und Jungwählern. noch 5%.
Parallel dazu hat seit Ende der 90er Jahre der Organisierungsgrad von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen in der offen faschistischen Kameradschaftszene sowie-seit 
einigen Jahren- bei den offensiv Gewalt propagierenden sog. Autonomen Nationa 
listen erheblich zugenommen. Als im Jahre 2008 das Kriminologische Forschungs 
institut Niedersachsen in einer breit angelegten Studie 45.000 Neuntklässlerlnnen aus 
61 Landkreisen u.a. nach ihrer Mitgliedschaft in einer extrem rechten Gruppier 
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ung beftagte, gaben 4,9 % aller Jungen und 2,6 % aller Mädchen an, Mitglied in einer 
derartigen Gruppierung zu sein. In konkreten Zahlen ausgedrückt: 34.000 Jugendliche 
in Deutschland zwischen 14-16 Jahren gaben an, Mitglied in einer Kameradschaft 
oder einer organisierten rechten Clique zu sein.
Als die Ergebnisse dieser Studie bekannt wurden, brandete in der herrschenden Politik 
und den mit ihnen verbundenen Medien kurzzeitig Alarmismus auf , allerdings in dem 
Sinne, dass nicht sein könne, was nicht sein dürfe. Die Ergebnisse der Studie wurden 
als weit übertrieben diffamiert und der darin enthaltene politische Zündstoff unter den 
Teppich gekehrt. Ebenso übrigens, wie die Zahl der Todesopfer durch rechte und 
rassistische Gewalt heruntermanipuliert und mit dem Mantel des Schweigens umhüllt 
wird. Während u.a. die Frankfurter Rundschau, der Tagesspie gel und die Zeit nach 
intensiver seriöser Recherche auf rund 140 Todesopfer in Deutschland seit 1990 
kommen, werden lediglich 47 von ihnen als Mordopfer rechter Gewalt von den 
Behörden anerkannt!

In diesen Tagen ist wieder viel von Terror die Rede. Über den alltäglichen rechten 
Terror in diesem Lande, der sich nicht nur an der Zahl der Toten bemisst, hört
man auffällig wenig !
Wir, die wir heute hier versammelt sind, wissen längst, dass es eine breitgefächerte 
extrem rechte Lebens~ und Erlebniswelt für Jugendliche in diesem Land gibt, sei es 
auf der Ebene der Musik, der Kleidung, des Intemets oder auf ganz praktischer Ebene, 
wie z.B. Sonnenwendfeiern, Wehrsportübungen, Aufmärschen, Anti~Antifa~ Arbeit 
etc. etc.
In diesem Zusammenhang scheint sich gerade Niedersachsen immer mehr zum 
Eldorado für Rechtsrock~Konzerte herauszubilden. Im Vergleich zu 2009 hat
im letzten Jahr die Zahl der BesucherInnen derartiger Konzerte um etwa 75 Prozent
auf ca. 1400 zugenommen. Häufig toleriert oder sogar geschützt gegen Proteste

durch die niedersächsische Polizei.
Aber auch in finanzieller Hinsicht profitiert die NPD in Niedersachsen von der staat 
lichen Politik. Aufgrund des Parteiengesetzes erhält sie aus Steuergeldem finanzielle 
Zuwendungen und steht im Gegensatz zur Bundespartei und anderen NPD~Landes~ 
verbänden mit einem Guthaben von 136. 000 Euro ausgesprochen gut da. Hinzu 
kommen dann noch die Gelder, die über die Bezahlung der sog. V-Leute des 
Verfassungsschutzes in rechten Kanälen landen. Jenes Verfassungsschutzes übrigens, 
der durch die Platzierung seiner Verbindungsleute in Führungspositionen der NPD 
dafür sorgte, dass diese Partei nicht schon seit Jahren verboten und vom Geldfluss aus 
öffentlichen Kassen abgeschnitten ist !

Doch kommen wir zurück zur Anfälligkeit von jungen Menschen für rassistische, 
sozialdarwinistische, sexistische und antidemokratische Ideologien und 
Einstellungen. Die vor wenigen Monaten veröffentlichte Shell-Jugendstudie macht 
deutlich, dass rechtspopulistische Einstellungen unter jungen Menschen, von denen 
vermutlich die wenigsten den rassistischen Bestseller des SPD-Mitglieds Sarrazin 
gelesen haben, weit verbreitet sind. So lehnen ca. 46 % der 12-25jährigen einen 
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"weiteren Zuzug von Migranten " ab. Ein erheblicher Teil von ihnen lehnt es z.B. 
auch ab, neben einer türkischen Familie zu wohnen. Aus einer anderen Studie unter 
Leitung von Professor Heitmeyer wissen wir, dass in dieser Altersgruppe neben der 
erwähnten Fremdenfeindlichkeit eine ausgesprochene Ablehnung be steht gegenüber 
Obdachlosen und Homosexuellen.
Diese verbreiteten rechtspopulistischen Einstellungen bilden die Quellen, aus denen 
die extreme Rechte ihren braunen Sumpf speisen kann.

Vermutlich drängt sich spätestens an diesem Punkt die berühmte Frage auf: 
"Und wo bleibt das Positive?"

Hierauf möchte ich im zweiten Teil meiner Rede nur zu gern eingehen, denn auch 
hierzu gibt es einiges zu sagen.
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Wenn es ein Thema gibt, für das Jugendliche politisch gegenwärtig zu interessieren 
und zu aktivieren sind, dann ist das-,neben dem aktuell im Focus stehenden Thema. 
Atomkraft- der Kampf gegen die extreme Rechte.
Wir sehen das auf jeder Infoveranstaltung, auf jeder Demonstration - und auf Musik 
veranstaltungen gegen Rechts sowieso. Den zahlenmäßig größten Teil bilden Jugend 
liche und junge Erwachsene. Und der stärkste und mutigste Aktivismus geht auch von 
dieser Personengruppe aus. Wir konnten dies bei den überaus erfolgreichen Blocka 
den im Februar in Dresden beobachten, aber auch bei den Blockadeversuchen vor 
einer Woche in Halle, Greifswald und Bremen.
Es ist also keineswegs so, dass wir von einer generellen Politikverdrossenheit von 
Jugendlichen sprechen können. Sondern es bestehen im Gegenteil Chancen, zu 
nehmend mehr junge Menschen für ein aktives Engagement gegen Rechts zu ge . Wlnnen
In diesem Zusammenhang bieten z.B. die Schulen ein Potential, das noch viel zu
wenig genutzt wird. Damit meine ich keineswegs den normalen Politik- und Ge 
schichtsunterrlcht, der zudem zunehmend stärker im Korsett inhaltlicher Pflicht
vorgaben steckt. Sondern ich meine die Chancen, die die von Schülerinnen und
Schülern selbst organisierten "Schule ohne Rassismus"Gruppen, COURAGE gegen 
Rechts- AGs oder schulische ANTIFA-AGs bieten.
Die Schulöffentlichkeit funktioniert wie ein großer Marktplatz, und wenn sich an 
einer Schule eine Arbeitsgemeinschaft bildet, die sich explizit gegen Nazis engagiert, 
dann kann das politisch eine erstaunliche Breitenwirkung entfalten.
Ich sage das aus eigener Erfahrung. Im Sommer 1989 habe ich zusammen mit 
Schülerinnen und Schülern an einer großen Kooperativen Gesamtschule eine 
ANTIFA-AG initiiert, die es nicht nur geschafft hat, in den nachfolgenden fast
22 Jahren die politisch-kulturelle Hegemonie an der Schule zu erringen, sondern die 
im Laufe dieser Zeit auch eine größere Zahl an Aktivistinnen und Aktivisten 
hervorgebracht hat, die auch nach ihrer Schulzeit in der ANTIFA-Bewegung aktiv 
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waren und sind.
Unser breit gefächertes und kontinuierliches Aktivitätsspektrum reichte von zahllosen 
Info-und Filmanstaltungen, Infotischen in den Pausen, Karikaturenwettbewerben 
gegen Rassismus, Veranstaltungen mit Widerstandskämpfern und KZ-Überlebenden, 
einem ANTIFA-Cafe, Rock gegen Rechts- Konzerten, einer antirassistischen "Wall of 
Shame" bis hin zu Demonstrati onen und Gegendemonstrationen gegen Nazi-
Aufmärsche am Schulort.
Gerade weil es, im Gegensatz zu den 80er Jahren, kaum noch selbstverwaltete 
Jugendzentren gibt, in denen Jugendliche selbstbestimmt und sozusagen ,,Politik in 
der ersten Person" betreiben können, macht es Sinn, die Räumlichkeiten und die 
technische Infrastruktur der Schulen zu nutzen, um für politisch interessierte und 
engagierte SchülerInnen ANTIFA-AGs zu initiieren und zu fordern.
Leider ist in der Vergangenheit mein Appell an Kolleginnen und Kollegen anderer 
Schulen, an ihren Schulen ebenfalls AGs gegen Rechts anzuschieben, nur auf ein
sehr begrenztes Echo gestoßen. Natürlich kann man nicht daran vorbeisehen, dass 
aufgrund der ständigen Arbeitsverlängerungen und -verdichtungen viele Kolleginnen
,und Kollegen nicht mehr bereit und in der Lage sind, sich zusätzlich außerschulisch 
zu engagieren. Auf der anderen Seite müssen wir sehen, dass damit Chancen vergeben 
werden im immer notwendiger werdenden Engagement gegen die politische 
Landnahme von Nazis und Rassisten.
Wenn ich von Schule und politischer Bildung gegen Rechts spreche, dann muss ich 
feststellen, dass wir seit Herbst 2009 einen merkwürdigen Mitbewerber haben. Im 
September 2009 wurde nämlich auf Geheiß des Innenministers Schünemann die NEIS 
gegründet. Das Kürzel steht fiir Niedersächsische Extremismus Informationssstelle 
unter dem Dach des Verfassungsschutzes. Mit dieser Stelle wolle man, so 
Schünemann, "völlig neue Wege gehen". Aufgabe der NEIS sei es, in ganz Nieder 
sachsen Beratungen fiir Schulen, Kommunen etc. anzubieten und "selbstverständlich 
auch die Lehrerfortbildung zu organisieren" (Schünemann). Und natürlich wolle man 
nicht nur über den Rechtsextremismus aufklären, sondern vor allem auch über die 
Gefahren des Linksextremismus, denn diese Seite habe man, so Schünemann, bis-
lang sträflich vernachlässigt. ".' v ...

Wie sind diese Äußerungen einzuordnen? Offensichtlich befiirchtet der Verfassungs 
schutz in Niedersachsen, seine Deutungsmacht zum Thema ,,Rechtsextremismus" zu 
verlieren und sieht stattdessen engagierte unabhängige JoumalistInnen, linksorien 
tierte Bündnisse sowie antifaschistische AktivistInnen in der Offensive. Also versucht 
man nicht nur über die Eröffnung einer Bildungsabteilung unter dem Dach des VS 
Einfluss auf öffentliche Debatten und Analysen zu nehmen, sondern man diffa miert 
parallel dazu engagierte und politisch versierte AntifaschistInnen als ,,Links 
extremisten". Untermalt wird diese Strategie durch die Wiederbelebung der Totali 
tarismustheorie aus den Zeiten des Kalten Krieges.
Eine konkrete Auswirkung dieser politischen Inszenierung ist beispielsweise, dass 
Ministerin Schröder fiir die finanzielle Förderung antifaschistischer Bündnisse ein 
ausdrückliches schriftliches Bekenntnis zum Grundgesetz sowie die Bespitzelung von 
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Bündnispartnern verlangt.
Eine andere Auswirkung sind die sich verstärkenden Repressionen gegenüber anti 
faschistischen Demonstrationen aufgrund von sogenannten "Gefahrenprognosen" 
durch VS und Staatsschutz. So z.B. geschehen bei dem skandalösen Verbot der DGB 
Demonstration gegen den als "Trauermarsch" titulierten geschichtsrevisionistischen 
Aufzug der Nazi-Szene im August 2010 in Bad Nenndorf.
Antifaschistisches Engagement ist den konservativen Kreisen in,diesem Lande, (und 
nicht nur dort !) trotz der Floskeln vom "Aufstand der Anständigen" , ,,Zivilcourage" 
und Gesicht zeigen" ein Dorn im Auge, und das wird, wie z.B.vor einer Woche in 
Bremen, gern auch mal mit Pfefferspray, Schlagstock und Hundestaffeln zum 
Ausdruck gebracht.

Von diesen Behinderungen und Einschüchterungsversuchen dürfen wir uns nicht 
aufhalten lassen, sondern wir müssen unsere Bemühungen eher noch verstärken.

Denn wohin es führt, wenn es nicht gelingt, die Ausbreitung faschistischen und 
rechtspopulistischen Denkens und Handelns und den Abbau demokratischer Grund 
rechte aufzuhalten, muss ich sicherlich an diesem Ort nicht betonen.

Ich wünsche allen heute hier Versammelten viel Kraft, Mut und Zuversicht!

Wir werden siegen!

.~ ~ ~
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